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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Grundrechte

Der Nationalrat gab in der Wintersession 2023 einer parlamentarischen Initiative
Bendahan (sp, VD) mit der Forderung, das Recht auf digitale Unversehrtheit in die
Verfassung aufzunehmen, mit 118 zu 65 Stimmen bei 3 Enthaltungen keine Folge.
Gemäss dem Initianten sollte die digitale Unversehrtheit die Kontrolle und das Wissen
darüber garantieren, welche Daten im digitalen Leben durch eigene Aktivität sowie
Dritte gesammelt, berechnet und weitergegeben werden. Aufgrund der fehlenden
Verfassungsgrundlage sei diese heute unzureichend geschützt, argumentierte
Bendahan. Mit seinem ablehnenden Entscheid folgte der Nationalrat dem
Mehrheitsantrag seiner SPK, die eine Verfassungsänderung als nicht angezeigt ansah.
Die Anhörung von Expertinnen und Experten habe ergeben, dass der bestehende
Grundrechtskatalog – insbesondere das Recht auf persönliche Freiheit (Art. 10 BV) und
das Recht auf Schutz der Privatsphäre (Art. 13 BV) – ausreiche, um die digitale Identität
zu schützen. Die Kommission wolle sich dem Thema dennoch annehmen und an einer
nächsten Sitzung besprechen, ob eine Überprüfung angezeigt sei und gegebenenfalls
Gesetzeslücken bestünden, versicherte Kommissionssprecherin Barbara Steinemann
(svp, ZH). Vergeblich hatte Minderheitssprecherin Céline Widmer (sp, ZH) für das
Anliegen argumentiert, dass sich gesellschaftliche Veränderungen im
Grundrechtskatalog niederschlagen müssten. Die parlamentarische Initiative Bendahan
ist somit definitiv abgelehnt. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2023
LUKAS LÜTOLF

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

In der Wintersession 2021 schwenkte der Nationalrat betreffend Änderung des
Ausländer- und Integrationsgesetzes zur Regelung der Reisebestimmungen für vorläufig
aufgenommene Personen in den verbleibenden Differenzen auf die Linie des
Ständerates ein. Dabei beschloss er – wie Corina Gredig (glp, ZH) es formulierte – für
vorläufig aufgenommene Personen nicht nur ein Heimatreiseverbot, was dem
ursprünglichen Sinn der mit der Gesetzesänderung zu erfüllenden Motion entsprochen
hätte, sondern gleich ein gesetzlich verankertes, generelles Reiseverbot, das auch von
Ausnahmen für Reisen in den Schengen-Raum absah. So strich der Nationalrat die von
ihm eingeführten Ausnahmebestimmungen zum Reiseverbot gegen eine Minderheit
Gredig gänzlich aus dem Gesetz, womit Gründe, die den betroffenen Personen
dennoch eine Reise ins Ausland ermöglichen, nach wie vor ausschliesslich auf
Verordnungsstufe geregelt werden. Während Vertreterinnen und Vertreter der
Ratslinken und der GLP Verletzungen diverser Grundrechte beklagten, verwiesen
Nationalrätinnen und -räte der anderen Parteien auf die bestehenden
Ausnahmeregelungen in der Verordnung und vertraten die Ansicht, dass nur auf diesem
Wege Umgehungsmöglichkeiten des Heimatreiseverbots verhindert werden könnten.
Wenn etwa Reisen in den Schengen-Raum unter gewissen Bedingungen zulässig wären,
könnte der Bund nicht garantieren, dass jemand, der für eine Geburtstagsfeier nach
Deutschland reise, nicht danach doch noch in ein Flugzeug zurück in sein Heimatland
steige, so etwa Barbara Steinemann (svp, ZH). 
Auch in einem zweiten Punkt lenkte der Nationalrat ein, indem er nämlich von einer
verkürzten Frist zum Wechsel des Wohnkantons aus Gründen der Erwerbstätigkeit
absah. Während sich der Nationalrat in der Detailberatung noch für die Möglichkeit des
Umzugs bereits nach sechsmonatigem Arbeitsverhältnis ausgesprochen hatte, folgte er
gegen den Willen einer Minderheit Marti (sp, BL) nun dem Vorschlag des Bundesrates
und des Ständerates, der einen Wechsel des Wohnkantons erst nach zwölfmonatigem
Arbeitsverhältnis erlauben will. Mit letzterer Änderung soll eine Motion der SPK-SR (Mo.
18.3002) erfüllt werden, die zur besseren Arbeitsmarktintegration von vorläufig
Aufgenommenen eine Erleichterung beim Kantonswechsel zwecks Erwerbstätigkeit
beabsichtigte. 
Nach Beseitigung dieser letzten Differenzen war das Geschäft bereit für die
Schlussabstimmung. Diese passierte es im Ständerat mit 31 zu 12 Stimmen und im
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Nationalrat mit 111 zu 80 Stimmen (2 Enthaltungen). Für die Vorlage stimmten die
geschlossenen Fraktionen der Mitte, FDP.Liberalen und der SVP, wobei sich die beiden
linken Fraktionen und die Fraktion der GLP – mit den beiden Enthaltungen als einzige
Ausnahme – beinahe ebenso geschlossen dagegen stellten. 2

1) AB NR, 2023 S. 2324 ff.; Bericht SPK-NR vom 9.11.23; Medienmitteilung SPK-NR vom 10.11.23
2) AB NR, 2021, S. 2370 ff.; AB NR, 2021, S. 2756; AB SR, 2021, S. 1443; BBl 2021, 2999
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